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Der IV. Zivilsenat des Bundesgerichtshofes hat 
auf die mündliche Verhandlung vom 21. September 1973 
durch den Vorsitzenden Richter Dr. Hauß und die Rich­
ter Prof. Johannsen, Dr. Pfretzschner, Dr. Reinhardt 
und Dr. Buchholz

für Recht erkannt:

Unter teilweiser Aufhebung des Urteils 
des 23. Zivilsenats des Oberlandesgerichts 
Düsseldorf vom 11. Juli 1972 und teilweiser 
Änderung des Urteils der 5. Zivilkammer des 
Landgerichts Krefeld vom 22. Dezember 1971 
ergeht folgendes neu gefaßte Urteil:

Der Beklagte wird verurteilt, an die Kläge­
rin 9 192,65 DM nebst 4 % Zinsen von diesem 
Betrag seit dem 15. Juni 1970 zu zahlen.

Die weitergehende Klage wird abgewiesen.

Die weitergehenden Rechtsmittel der Parteien 
werden zurückgewiesen.

Von den Kosten der ersten Instanz trägt die 
Klägerin 41/50 und der Beklagte 9/50. Die 
Kosten der Berufungs- und Revisionsinstanz 
trägt die Klägerin zu 7/10 und der Beklagte 
zu 3/10.

Von Rechts wegen

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)
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Kostenlos
Über 200 Gesetze
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Tatbestand:

Die im Jahre 1948 geschlossene Ehe der Parteien 
ist auf die am 1. November 1968 erhobene Klage geschie­
den worden. Die Parteien lebten im Güterstand der Zu- 
gewinngemeinschaft. Die Klägerin begehrt Ausgleich des 
Zugewinns. Sie selbst hat unstreitig keinen Zugewinn er­
zielt. Als der Güterstand der Zugewinngemeinschaft be­
gann, besaß der Beklagte unter anderem Grundbesitz und 
eine Werkstatteinrichtung. Die Klägerin macht geltend, 
daß der Beklagte insbesondere durch die Steigerung des 
Wertes des Grundbesitzes einen nicht unerheblichen Zu­
gewinn erzielt habe. Sie hat im ersten Rechtszug bean­
tragt ,

den Beklagten zu verurteilen, an sie 
50 000,—  DM zu zahlen.

Der Beklagte hat beantragt, 

die Klage abzuweisen.

Das Landgericht hat den Beklagten zur Zahlung von 
30 899,90 DM verurteilt und die weitergehende Klage 
abgewiesen.

Gegen diese Entscheidung hat der Beklagte Berufung 
und die Klägerin Anschlußberufung eingelegt.

Der Beklagte hat im Berufungsrechtszug zuletzt 
beantragt,

das angefochtene Urteil zu ändern und die 
Klage abzuweisen, soweit er zur Zahlung von 
mehr als 1 668,05 DM verurteilt worden sei.
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Er hat geltend gemacht, sein Endvermögen sei zu 
hoch bewertet worden. Außerdem liege, insbesondere bei 
seinem Grundvermögen, nur eine durch den GeldwertSchwund 
bedingte scheinbare Wertsteigerung vor. Diese dürfe bei 
der Ermittlung seines Endvermögens nicht berücksichtigt 
werden. Zumindest sei der Ausgleich des Zugewinns inso­
weit nach § 1381 BGB grob unbillig.

Die Klägerin ist den Ausführungen des Beklagten ent­
gegengetreten und hat beantragt,

die Berufung zurückzuweisen.

Sie hat Anschlußberufung eingelegt und beantragt,

das angefochtene Urteil zu ändern und 
den Beklagten weiterhin zu verurteilen, 
an sie 4 % Zinsen von 20 899,90 DM seit 
dem 15. Juni 1970 zu zahlen.

Der Beklagte hat beantragt,

die Anschlußberufung zurückzuweisen.

Das Berufungsgericht hat das Urteil des Landgerichts 
geändert und den Beklagten verurteilt, an die Klägerin 
24 791,15 DM nebst 4 % Zinsen von 20 899,90 DM seit dem 
3. Februar 1971 zu zahlen. Im übrigen hat es die Klage 
abgewiesen. Die Revision ist zugelassen worden.

Der Beklagte hat mit der Revision seinen im Berufvings­
rechtszug zuletzt gestellten Anspruch weiterverfolgt. Die 
Klägerin hat Anschlußrevision eingelegt mit dem Antrag,
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den Beklagten zu verurteilen, an sie weitere 5 733,75 DK 
sowie 4 % Zinsen von 20 899,90 DM seit dem 15. Juni 1970 
zu zahlen.

Entscheidungsgründe:

I. Die Parteien streiten in der Hauptsache darüber, 
ob beim Ausgleich des Zugewinns die Wertsteigerung auch 
insoweit zu berücksichtigen ist, als sie ihren Grund al­
lein in dem Kaufkraftschwund des Geldes hat.

Das Oberlandesgericht ist der Auffassung, daß sich 
bei der Ermittlung des Zugewinns nur nominelle, unechte 
oder scheinbare Wertsteigerungen grundsätzlich nicht von 
vornherein eliminieren ließen. Zuzugeben sei, daß sich 
bei strikter Durchführung des Nennwertprinzips oft unbilli­
ge Ergebnisse ergäben. Dann könne im Einzelfall ein Lei­
stungsverweigerungsrecht des AusgleichsSchuldners nach 
§ 1381 BGB bestehen. Diese Vorschrift setze aber voraus, 
daß alle Umstände des Einzelfalls berücksichtigt würden.
Die Geldentwertung dürfe in diesem Zusammenhang nicht 
isoliert betrachtet werden. Nicht jedes als ungerecht 
empfundene Ergebnis reiche aus. Es müsse vielmehr grob 
unbillig sein und damit der Gerechtigkeit in unerträg­
licher Weise widersprechen. Im vorliegenden Fall habe 
der Beklagte über den sicherlich gegebenen, wenn auch 
in seinen Ausmaßen fraglichen GeldwertSchwund hinaus 
nichts vorgetragen, was die Ausgleichsforderung der 
Klägerin in diesem Sinne als grob unbillig erscheinen 
lassen könnte. Das Berufungsgericht führt sodann Umstän­
de an, die in dem zu entscheidenden Fall nach seiner 
Meinung gegen eine Unbilligkeit sprechen.
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Der Ansicht des Berufungsgerichts ist nicht zuzustim­
men. Das Gesetz sieht in den §§ 1372 ff BGB einen Ausgleich 
des Zugewinns vor. Der ausgleichsberechtigte Ehegatte hat 
danach gegen den zum Ausgleich Verpflichteten grundsätz­
lich eine Geldforderung. Um die Höhe dieser Forderung fest­
zulegen, bestimmt das Gesetz im § 1373, daß der Zugewinn 
der Betrag ist, um den das Endvermögen eines Ehegatten 
sein Anfangsvermögen übersteigt. Das Endvermögen kann dem 
Betrag nach das Anfangsvermögen übersteigen, weil während 
Bestehens des Güterstandes weitere Vermögensgegenstände 
erworben worden sind, weil Vermögensgegenstände, die schon 
als Anfangsverraögen vorhanden waren, wertvoller geworden 
sind oder weil der Wert des Geldes, der der Bewertung zu­
grunde gelegt wird, geringer geworden ist (Kaufkraft­
schwund). Den §§ 1372 ff, insbesondere aber dem § 1373 
BGB kann nicht entnommen werden, daß nach dem Sinn und 
Zweck des Gesetzes in allen drei Fällen ein Zugewinn er­
zielt worden ist, der bei der Berechnung der Ausgleichs­
forderung zu berücksichtigen ist.

Was ein bei der Ausgleichung zu berücksichtigender 
Zugewinn ist, kann nur aus der Art des Güterstandes der 
Zugewinngemeinschaft und seinem Zweck hergeleitet werden. 
Dieser Güterstand beruht nicht auf einer Gütergemeinschaft. 
Ihm liegt die Gütertrennung zugrunde, bei der in besonde­
ren Fällen ein Ausgleich des während der Ehe erzielten 
Zugewinns vorgenommen wird. Das Anfangsvermögen jedes 
Ehegatten soll durch die Auflösung des Güterstandes 
grundsätzlich nicht angetastet werden. Das Gesetz geht 
in § 1374 BGB sogar so weit, Verbindlichkeiten, die bei 
Beginn des Güterstandes bestanden, insoweit nicht zu be­
rücksichtigen, als sie den Wert der dem betreffenden Ehe­
gatten in diesem Zeitpunkt gehörenden Vermögensgüter über­
steigen. Daraus folgt, daß ein Ehegatte in Höhe dieser Ver-
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bindlichkeiten auch dann keinen Zugewinn erzielt hat, 
wenn sie während des Bestehens des Güterstandes ge­
tilgt worden sind. Ein Ehegatte soll sich bei der Be­
endigung des Güterstandes nicht darauf berufen können 
und daraus Vermögensvorteile herleiten, daß sein Ehe­
partner seine Arbeitskraft und seine Einkünfte dafür 
verwandt hat, seine vor Beginn des Güterstandes begrün­
deten Verbindlichkeiten, die durch sein sonstiges Ver­
mögen nicht abgedeckt waren, zu tilgen. Als Zugewinn 
sieht das Gesetz nur den Unterschied an zwischen dem 
bei Beginn des Güterstandes tatsächlich vorhandenen 
durch Verbindlichkeiten nicht belasteten Vermögen und 
dem, was bei Beendigung des Güterstandes vorhanden ist, 
wiederum abzüglich der bestehenden Verbindlichkeiten.
Ist ein solches Anfangsvermögen nicht vorhanden, so 
stellt das bei Beendigung des Güterstandes vorhandene 
und um die Verbindlichkeiten geminderte Vermögen den 
Zugewinn dar. Zugewinn ist nach dem Sinn des Gesetzes 
nur ein real vorhandener Vermögenszuwachs, nicht ein 
solcher, der auf der Tilgung von solchen Verbindlich­
keiten beruht, die durch andere Vermögensgegenstände 
nicht gedeckt waren. Nur dieser real vorhandene Ver­
mögenszuwachs soll bei einem Zugewinnausgleich berück­
sichtigt werden. Der Zugewinnausgleich darf daher, von 
den Ausnahmefällen des § 1375 Abs. 2 BGB abgesehen, 
nicht dazu führen, daß das Anfangsvermögen des aus­
gleichspflichtigen Ehegatten vermindert wird.

Zum Zugewinn gehört, wie der Bundesgerichtshof be­
reits mit dem Urteil BGHZ 46, 343 entschieden hat, auch 
der Vermögenszuwachs, der durch eine reale Erhöhung des 
Wertes von Vermögenrgütern eingetreten ist. Anders liegt 
es bei einer Werterhöhung, die sich nur daraus ergibt, 
daß die Kaufkraft des Geldes gesunken ist. Diese Wert-
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erhöhung ist eine nur scheinbare, sie ist die Folge 
davon, daß bei der Differenzrechnung Anfangs- und End­
vermögen mit einem äußerlich gleichen, in Wahrheit aber 
unterschiedlichen Maßstab bewertet worden sind. Diese 
Differenz drückt keinen Vermögenszuwachs aus. Ein Zuge­
winn ist insoweit nicht erzielt worden.

Die Frage, ob dieser scheinbare Zugewinn dennoch 
bei der Berechnung der Zugewinnausgleichsforderung mit 
zu berücksichtigen ist, wird im rechtswissenschaftlichen 
Schrifttum unterschiedlich beantwortet. Für eine unein­
geschränkte Berücksichtigung treten nur wenige ein (so 
Büttner RdL 58, 3, jedoch mit dem Bemerken, daß es sich 
dabei um keine gerechte Lösung handelt; Breetzke, FamRZ
1959, 445; Beitzke, Familienrecht 16. Aufl., § 14 IV 3 c; 
von Godin MDR 1966, 722; Stuby, FamRZ 1967, 185, weil er 
keine Möglichkeit sieht, den scheinbaren Zugewinn in An­
näherungswerten zu fassen; und Reichert-Facilides JZ 69, 
622 sowie grundsätzlich auch Dölle, Familienrecht, § 61, 
VIII 2).

Den entgegengesetzten Standpunkt, nach dem ein sol­
cher scheinbarer Zugewinn unberücksichtigt bleiben muß, 
vertreten Thierfelder FamRZ 1959, 225; 1963, 328 - er 
lehnt bei Identität oder Teilidentität des Anfangs- und 
Endvermögens jegliche Ausgleichszahlung ab -; Thiele JZ
1960, 394, 397 f; Kohler NJW 1963, 229, der den Wert des 
Anfangsvermögens auf den Zeitpunkt der Beendigung des 
Güterstandes umrechnen will; Gernhuber, Familienrecht,
2. Aufl., § 36 IV 6 und Staudinger/Felgentraeger BGB- 
Komm. 10./II. Aufl., § 1373 Rdn. 14 ff, insbesondere 
Rdn. 17.
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Andere Autoren berücksichtigen den nur scheinbaren 
Wertzuwachs, gewähren dem Ausgleichsschuldner aber eine 
Einrede nach § 1381 BGB. So: Scheffler in BGB-RGRK 
10./II. Auf1., § 1376 Anm. 18 und § 1381 Anm. 19; Palandt/ 
Lauterbach, BGB-Komm. 32. Aufl. § 1376 Anm. 3; Koeniger 
DRiZ 1959, 81; Massfeller, Betrieb 1957, 526; Reinicke 
BB 1957, 763; NJW 1957, 891; Finke MDR 1957, 517; Pikalo 
RdL 58, 285; Soergel/Lange BGB-Komm. 10. Aufl. § 1376 
Rdn. 9; Erman/Bartholomeyczik BGB-Komm. 5. Aufl. § 1376 
Rdn. 3. Dieser Standpunkt wird auch in der Rechtspre­
chung vertreten, so vom OLG München NJW 1968, 798 mit 
dem Bemerken, daß die Einrede grundsätzlich gegeben 
ist; dagegen will KG MDR 1971, 580 die Einrede nur in 
Fällen grober Unbilligkeit durchgreifen lassen.

Dem gesetzlichen Leitbild der Zugewinngemeinschaft 
entspricht allein die Ansicht, daß ein nur scheinbarer 
Zugewinn beim Ausgleich unberücksichtigt bleiben muß.
Zwar geht das Gesetz davon aus, daß die maßgeblichen 
Vermögensgegenstände nach dem in DM zu beziffernden Geld­
wert zu berechnen sind und daß der Zugewinn sich aus der 
Differenz dieser beiden Werte ergibt. Bei den gesetzge­
berischen Vorarbeiten ist das Problem, das eine Geldent­
wertung bei der Berechnung aufwerfen könnte, zwar ange­
sprochen worden (vgl. dazu die Zusammenstellung bei 
Schlebusch, Probleme der Bewertung von Vermögensgegen­
ständen bei der Berechnung des Zugewinnausgleichs, 
Dissertation Münster 1966 S. 23 f). Wenn eine gesetz­
liche Regelung dieses Problems dennoch nicht getroffen 
ist, so mag das seinen Grund darin haben, daß sich die 
Geldentwertung zur Zeit der Beratung des Gesetzes noch 
in sehr bescheidenen Grenzen hielt, so daß jedenfalls 
ein aktuelles Bedürfnis für eine Regelung damals nicht 
bestand. Sicherlich hat aber der Gesetzgeber nicht be-
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wußt in Kauf genommen und gebilligt, daß die im Gesetz 
vorgesehene Art der Berechnung zu dem Ergebnis führen 
darf, daß der ausgleichsberechtigte Ehegatte bei einem 
erheblich sinkenden Geldwert wirtschaftlich am Anfangs­
vermögen des ausgleichspflichtigen Ehegatten beteiligt 
wird und daß diese Beteiligung mit fortschreitender 
Entwertung des Geldes immer größer wird. Dieses Ergeb­
nis ist mit dem Zweck der Zugewinngemeinschaft schlecht­
hin unvereinbar.

Die Berücksichtigung des nur scheinbaren Wertzu­
wachses läßt sich auch nicht aus dem Gedanken der Ehe 
als Schicksalsgemeinschaft rechtfertigen (so von Godin 
MDR 1966, 722). Die Geldentwertung führt im allgemeinen 
zu einem Vermögensverlust. Es wäre kaum zu rechtferti­
gen, wenn dieser "Schicksalsschlag" dem einen Ehegatten 
zum Nachteil des anderen noch Vorteile bringen sollte.

Der unechte oder nur scheinbare Zugewinn kann von 
dem Ausgleich auch nicht dadurch ausgenommen werden, 
daß dem Schuldner in entsprechender Anwendung, nur um 
eine solche kann es sich handeln, eine Einrede nach 
§ 1381 Abs. 1 BGB gewährt wird. Es handelt sich nicht 
um ein Problem der Einzelfallgerechtigkeit, dessen sach­
gemäße Lösung dem Ermessen des Richters und seiner Wür­
digung der besonderen Umstände des ihm vorliegenden Fal­
les anvertraut werden kann. Vielmehr geht es um die Aus­
wirkungen eines wirtschaftlichen Sachverhalts, der zur 
Zeit bei jedem güterrechtlichen Ausgleich Bedeutung ge­
winnt. Es muß daher eine Regelung gefunden werden, die 
auf alle Fälle gleichmäßig angewandt werden kann und 
die es insbesondere auch den Betroffenen ermöglicht, 
die Auseinandersetzung nach diesen Regeln vorzunehmen,
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ohne daß es der Anrufung der Gerichte bedarf, um die 
Ermessensentscheidung des Richters herbeizuführen.

Mit Recht wird darauf hingewiesen, daß es schwierig 
ist, bei den einzelnen Vermögensgegenständen festzustel­
len, wie weit die Differenz ihrer für verschiedene Zeit­
punkte ermittelten Werte eine echte Wertsteigerung dar­
stellt und inwieweit es sich nur um eine scheinbare, auf 
den Verlust der Kaufkraft des Geldes zurückzuführende 
handelt. Um den echten Zugewinn von der Ausgleichung aus­
zunehmen, ist es nicht erforderlich, solche Feststellun­
gen zu treffen.

Das Gesetz ordnet, um die Ermittlung der Höhe der 
Zugewinnausgleichsforderung zu erleichtern, eine pauschale 
Berechnung an. Es soll nur festgestellt werden, welchen 
Wert das Vermögen hatte, das der Ehegatte bei Beginn des 
Güterstandes besaß und wie hoch der Wert seines bei Be­
endigung des Güterstandes vorhandenen Vermögens ist. 
Welches Schicksal die einzelnen Güter, die das Anfangs­
vermögen des Ehegatten gebildet haben, in der Zeit wäh­
rend des Bestehens des GüterStandes gehabt haben, ist 
für die Berechnung der Höhe des Zugewinns unerheblich. 
Ebenso kommt es dafür nicht darauf an, wann der Ehegatte 
das Eigentum an den zu seinem Endvermögen gehörenden Ge­
genständen erlangt hat. Dahingehende Feststellungen könn­
ten, soweit sie überhaupt möglich sein sollten, nicht 
ohne ganz erhebliche Schwierigkeiten getroffen werden.
Sie werden auch nicht benötigt, um den scheinbaren Zu­
gewinn von der Ausgleichungspflicht auszuschließen.

Der scheinbare Zugewinn beruht allein darauf, daß 
das Anfangs- und Endvermögen nicht mit demselben Wert­
messer gemessen wird, weil die Geldeinheit DM im Laufe
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der Zeit an Wert verloren hat. Sie verliert an Kaufkraft 
(Geldentwertung). Dieser Kaufkraftverlust entspricht der 
in dem betreffenden Zeitraum eingetretenen Verteuerung 
der Güter. Um bei der Berechnung den unechten Zugewinn 
auszuscheiden, muß eine Umrechnung erfolgen. Ein Zugewinn 
ist nur erzielt, wenn der Ehegatte zur Zeit der Beendi­
gung des Güterstandes ein Vermögen besitzt, dessen Wert 
höher ist als der Wert des Vermögens, das er zu Beginn 
des Güterstandes besessen hat. Der in DM ausgedrUckte 
Wert seines Endvermögens muß höher sein als der in die­
ser Rechnungseinheit ausgedrückte Wert seines Anfangs­
vermögens , wenn der zwischenzeitlich eingetretene Ver­
lust der Kaufkraft der DM berücksichtigt wird. Das er­
fordert die Ermittlung, welcher DM-Betrag zur Zeit der 
Beendigung des Güterstandes dem Werte nach dem Betrag 
entsprach, der als Wert des Anfangsverraögens nach 
§ 1376 BGB für die Zeit des Beginns des Güterstandes 
festgestellt worden ist.

Diese Art der Berechnung des Vermögenszuwachses 
verstößt nicht gegen währungsrechtliche Bestimmungen.
Aus dem unserer WährungsOrdnung zugrunde liegenden 
Prinzip des sogenannten Nominalismus folgt, daß Geld­
betrags- oder Geldsummenschulden zum Nennwert in der 
gesetzlichen Währungseinheit erfüllbar sind. Das führt, 
wenn die Kaufkraft des Geldes zwischen Begründung und 
Erfüllung einer solchen Schuld absinkt, zu einem wirt­
schaftlichen Verlust des Gläubigers. Daraus, daß diese 
negative Auswirkung des Nominalismus grundsätzlich hin­
zunehmen ist, folgt aber nicht, daß dem Gläubiger eines 
Ausgleichsanspruchs die Möglichkeit gegeben wird, in­
folge der Geldentwertung einen Gewinn zu erzielen und 
eine sachlich ungerechtfertigte Beteiligung an dem Ver­
mögen des AusgleichsSchuldners zu erreichen. Die un-
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eingeschränkte Durchführung des Nominalismu' hei der 
Berechnung der maßgebenden Vermögensstände würde be­
deuten, daß einerseits der Wertverlust, den die im 
Vermögen enthaltenen Geldforderungen erleiden, unberück­
sichtigt bliebe, während andererseits die Bemessung der 
Sachwerte zur Ausweisung eines Gewinns führen würde, der 
tatsächlich nicht erzielt wurde. Das Währungsrecht ver­
langt nicht, daß diese dem Sinn der Zugewinngemeinschaft 
widersprechende Bevorzugung des Gläubigers der Ausgleichs­
forderung hinzunehmen ist. Diese Bevorzugung wäre aber 
die unausweichliche Folge, wenn der zur Errechnung der 
Forderung gebotene Vergleich zweier zeitlich auseinander­
liegenden Vermögenslagen ohne Berücksichtigung der Geld­
entwertung vorgenommen werden müßte.

Der Kaufkraftschwund der DM findet seinen besten 
und der Wirklichkeit am nächsten kommenden Ausdruck in 
dem Steigen des vom Statistischen Bundesamt errechneten 
Lebenshaitungsindex. Durch einen Vergleich des für die 
verschiedenen Zeitpunkte geltenden Lebenshaltungsindex 
läßt sich mit einer für die Bedürfnisse der Rechts­
praxis ausreichenden Annäherung die Verteuerung und 
die darauf beruhende Entwertung des Geldes berechnen.

Bei der hier gebotenen pauschalen Berechnung kann 
von dem in dem statistischen Jahrbuch für die Bundes­
republik Deutschland enthaltenen Preisindex für die 
Lebenshaltung in langjähriger Übersicht ausgegangen 
werden. Nach dem Jahrbuch 1972, 458 betrug, bemessen 
nach dem Durchschnitt für das Jahr 1962 mit 100 der 
Index für das Jahr 1958 (hier LPa - Beginn des Güter­
standes): 92,7 und der für das Jahr 1968 (hier LPe - 
Beendigung des Güterstandes): 116,1. Wenn der als Wert 
des Anfangsvermögens ermittelte DM-Betrag mit dem sich
aus LPe ergebenden Quotienten multipliziert wird,

LPa
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ergibt sich der DM-Betrag, der zur Zeit der Beendigung 
des Güterstandes im Werte dem DM-Betrag entspricht, den 
das Anfangsvermögen zur Zeit des Beginns des Güterstan­
des hatte.

Nach den zutreffenden Feststellungen des Berufungs­
gerichts hatte das Anfangsvermögen des Beklagten im Jahre 
1958, dem Zeitpunkt des Beginns des Güterstandes, einen 
Wert von 124 787,—  DM. Diesem Betrage entsprach im Jahre 
1968, dem Zeitpunkt der Beendigung des Güterstandes, ein 
Betrag von 1,,2.4 .78^^116,1 . 155 984j__ DH.

Da das Endvermögen des Beklagten nach den nicht zu 
beanstandenden Feststellungen des Berufungsgerichts 
- die von der Revision insoweit erhobenen Rügen sind un­
begründet - einen Wert von 176 116,06 DM hatte, beträgt 
der reale Zugewinn des Beklagten 20 132,06 DM. Die Zuge­
winnausgleichsforderung der Klägerin beträgt somit 
10 066,03 DM. Diese Forderung ist in Höhe von 873,38 DM 
durch die hilfsweise erklärte Aufrechnung des Beklagten 
mit einer unstreitigen Gegenforderung erloschen. Der 
Klägerin steht danach noch ein Anspruch in Höhe von 
9 192,65 DM zu.

II. Anschlußrevision

1. Die Anschlußrevision ist zulässig.

Der Beklagte kann sich für die von ihm vertretene 
gegenteilige Auffassung nicht auf das NJW 1968, 1476 
veröffentlichte Urteil des Bundesgerichtshofs berufen. 
Es ergibt sich daraus vielmehr die Zulässigkeit der 
Anschlußberufung. In dem dort entschiedenen Fall han-
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delte es sich darum, daß die Revision nur für einen von 
mehreren selbständigen Klagansprüchen zugelassen worden 
war. Mit der unselbständigen Anschlußrevision wurde die 
Entscheidung über einen anderen Klaganspruch angegriffen, 
für den die Revision nicht zugelassen worden war. In dem 
hier zu entscheidenden Fall handelt es sich darum, daß 
auch die Anschlußrevision den auf Zahlung des Zugewinn­
ausgleichs gerichteten Anspruch betrifft. Wegen dieses 
Anspruchs ist die Revision zugelassen worden. Seinet­
wegen ist auch die Revision eingelegt. Der Revisionsbe­
klagte hat dann das Recht, sich "innerhalb /diese§7 Klag­
anspruchs, der infolge der Zulassung und Einlegung der 
Revision dem Bundesgerichtshof angefallen ist, dem Rechts­
mittel des Gegners anzuschließen", wie es in dem von der 
Revisionsbeklagten angeführten Urteil wörtlich zutreffend 
heißt.

2. Die Anschlußrevision ist unbegründet, soweit die 
Klägerin rügt, das Berufungsgericht hätte bei der Be­
rechnung des Wertes des Endvermögens keine Abschreibung 
für die Abnutzung des Gebäudes vornehmen dürfen. Der 
Sachverständige hatte den Wertzuwachs zu errechnen, den 
das Grundstück in der Zeit von 1. Juli 1958 bis zum 
November 1968 erfahren hatte. Er ist davon ausgegangen, 
daß in diesem Zeitraum der Baupreis um 50 % und auch die 
allgemeinen Verkehrswerte um etwa 50 % gestiegen seien. 
Deswegen hat er dem für Juli 1958 errechneten Verkehrs­
wert 50 % zugeschlagen. Bei dieser Art der Berechnung 
konnte das Berufungsgericht mit der von ihm gegebenen 
Begründung einen Abzug für die eingetretene Wertminde­
rung in der von ihm angenommenen Höhe für gerechtfertigt 
halten.

Begründet ist die Anschlußrevision jedoch insoweit, 
als die Klägerin rügt, das Berufungsgericht habe ihr zu



16

Unrecht Zinsen nur seit der Rechtshängigkeit und nicht, wie 
beantragt, als Verzugszinsen seit dem 15. Juni 1970 zuge­
sprochen. Die Klägerin hat ihren Anspruch auf Zinsen damit 
begründet, daß ihr diese .jedenfalls als sogenannte Rechts­
hängigkeitszinsen zustünden. Daraus ergibt sich, daß sie 
diesen Anspruch auf alle möglichen Gründe, insbesondere 
auch auf einen Verzug gründen wollte. Daß der Beklagte sich 
am 15. Juni 1970 in Verzug befand, ergibt sich daraus, daß 
die Klägerin bereits an diesen Tage ein Gesuch um Bewilli­
gung des Armenrechts für diese Klage eingereicht hat. Das 
wäre nicht geschehen, wenn der Beklagte nicht auf eine vor­
angegangene Mahnung der Klägerin die Leistung verweigert 
hätte.

III. Die Kostenentscheidung beruht auf den §§ 91,
92, 97 ZPO.

Dr. Hauß Johannsen Dr. Pfretzschner

Dr. Reinhardt Richter am Bundes­
gerichtshof 
Dr. Buchholz ist er­
krankt und an der 
Unterzeichnung ver­
hindert.

Dr. Hauß
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